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WIENERLANDTAG .
Sitzungvom25. Auguat1933 .

PräsidentDr .Neubauereröffnetum17UhrdieSitzung .DieGa¬
lerien des Hauses sind dicht besetzt .Die christlichsozialen Land¬

tagsabgeordnetensind nicht erschienen .Der Klubderchristlichsozialen
WienerGemeinderätehat an den Präsidenten ein Schreibengerichtet ,
das PräsidentDr .Neubauervor Eingehenin die TagesordnungdemLandtag
zur Kenntnisbringt .In demSchreibenheisstes :

" Unterm22 . . M.haben Sie den Wiener Landtag für Freitag ,den
25 .zu einer Sitzung einberufen .DerEinladungwarder Vermerkbeigefügt :
" DieTagesordnungwirdvorbehalten".

Die Geschäftsordnung des Landtages für Wien enthält keinerlei

Bestimmung ,die einen solchen Vorbehaltrechtfertigen würde .Allerdings
sieht die Geschäftsordnung des Landtages auch nicht vor ,dass die Tages¬

ordnung den Mitgliedern des Landtages mit der Einladung zur Sitzung zuzu¬
stellen wäre .Ein solcher Vorgangliegt aber im Sinne derGeschäftsordnung
für den Gemeinderat der Stadt Wien ,die ausdrücklich anordnet ,dassdie
vomBürgermeister bestimmte Tagesordnung den Mitgliedern desGemeinde- ¬
rates mit der Einladung zur Sitzung bekanntzugeben ist .Da der Wiener
Gemeinderat auch die Funktionen des Landtages für Wienausübt ,erscheint
mangels einer ausdrücklichen Bestimmungder Geschäftsordnungfür den
WienerLandtag das Verlangen nach sinngemässer Anwendungdererwähnten
Bestimmungder Geschäftsordnungfür den WienerGemeinderatvölliggerecht¬

fertigt .
Ausder denMitgliederndes Landtagesin denAbendstundendes

24 . . M.zugekommenenTagesordnung ist ersichtlich ,dass diese einenGegen¬
standzurBehandlungstellt ,dersowohlin seinerrechtlichenwiefinan¬
ziellen Auswirkungdie Verwaltungder Gemeindeunddas Interesse derge¬
samtenBevölkerungtiefgehendberührt .DieBedeutungdieserAngelegenheit
hätte es erfordert ,dass demzuständigen Finanzausschuss im Sinnedes
§ 123der Verfassungder BundeshauptstadtWienGelegenheitzurVorberatun
undAntragstellunggegebenwordenwäre .Statt diesesverfassungsmässig
und sachlich gebotenen Vorganges wird die Angelegenheit unter demGesich

winkeleinseitiger Parteibetrachtung behandelt undder Oppositionzugemut
sich mit einer unwürdigen Statistenrolle zu begnügen .Schliesslich muss
nochdarauf hingewiesenwerden ,dass nach§ 120der Verfassungdes
BundeshauptstadtWiender Landtagnicht berechtigtist ,überVerwaltungs¬
angelegenheitender Gemeindezu verhandeln ,dass sonachdieStellungnahme
zu der Verordnungder Regierungim Gemeinderatehätte erfolgenmüssen .
Der Klub der christlichsozialen Wiener Gemeinderäte sieht sich nach
alldem gezwungen ,gegen den vom Herrn Präsidenten gewählten Vorgang

den entschiedensten Protest einzulegen ;er bekräftigt diesen Protest
in formaler Hinsicht mit der Verweigerung der Teilnahme an der heutigen
Sitzung des Wiener Landtæges .Im Gegenstande selbst wird der Klub

seinen Standpunkt der Bundesregierung unmittelbar zur Kenntnisbringen . "
Die Verlesung des Briefes ,der vom Obmann des Klubs der christlich¬

sozialen Wiener Gemeinderäte ,Mationalrat Leopold Kunschak ,gezeichnet ist ,
wird von lebhaften Zwischenrufen begleitet .Abg .Thaller :Das sind ja
die Anstifter !- Abg .Eisinger :Die Schuldigenlaufendavon ! .
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Hiezubemerkt
VorsitzenderDr .Neulauer,dassdieheutigeSitzungentsprechendder

geltenden Geschäftsordnung des Wr .Landtagrs einberufen wurde ,dass die
Geschäftsordnungdes Landtagesder des Parlamentsähnlich ist unddassim
Parlamen/toft Sitzungenmit demVermerk„Tagesordnungvorbehalten "einbe¬
rufen wordensind ,im übrigen wurde24 Stundenvor der heutigenSitzung
jedemPandtagsabgeordnetendie Tagesordnungmitgeteilt ,sodassalsoauch
dieserForderungentsprochenist .Ausserdemmussy/jederWiener,derZeitun-¬und die Vorgänge verfolgt

genliest/wissen ,womitsichdie heutigeLandtagesdtzungbeschäftigenwird.( Lebh .Zustimmungb .d .Mehrhait)
Wasdie BerufungaufdenFinanzausschussanlangt ,sobeschäftigt

siichderFinanzausschussnurmitkonkretenFragen,esist abernichtseineAufgabe ,sich mit FragenallgemeinerArtzubefassen .
St . . Dr.Damebergerstattet sodann . 5den"Bericht "überden

LastenausgleichderGemeindeWienandenBundimBetragevon36Millionen
S jährlich . Erführt aus : DerPräsidenthat soebeneine Mitteilungderchrist
lichsozialenMinderheitdesLandtagesverlesen,inderunterAnführung
vonal lerhandBestimmungender GeschäftsordnungdavonMitteilunggemacht

wird ,dass die Opposition in der heutigen Sitzung nicht erscheinen wird .

Einer der wesentlichstenFunktedn diesemSchreibenist offenbardermder
Oppositionwerdezugemutet,sichmit einer unwürdigenStatistenrollezu
begnügen.Dasist einsachlicherIrttum . BerOppositionhatdasniemandzuge-¬
mutet und gerade in der heate auf der TagesordnungstehendenAngelegenheit
könnte die Opposition eine sehr erhebliche Rolle spielen und ihr wird
da keineswegsddeRolleeinesSchweigerszugemutet .Zudieser Rollehatsich
die Oppositiondurchihr Fernbleibenselbst verurteilt ( Lth .Beifall . d.
Wehæheit )unddieWienerBevölkerungwirddaszurKenntnisnehmen.Dasist
umso verwunderlicher ,als mandochwass,dassgeradediechristlichsoziale
OppositionindiesemSaalunddieBundesregierungingewissemBezichungen
miteinander stehen ( Rufe: Sehrgut ! ) Dennschliessich ist derBundeskanzler
ein Mitglied der chrl .soz .Partei,schliesslich ist der Obmannderchr . soz .
Partei Minister in der Bundesregierungundsindauch
andereMinister ,insbesondereauchderFinanzministerChnichlichsoziale .
Wennalso diese christlichsozial geführteRegierunggegendie emeindeWien
etwasunternimmt,solltemanmeinen,dasseinerchr . soz .Parteiin Wieneine
andereRollealsdieeinesStatistenzukommtunddasssieessicheigentlich
in ihremeigenenInteresseüberlegenmüsste,ineine solcheRolleeinzurücken.
Aberdasist schliesslichihre Sakhe .Undder Landtagmusssich mitderunge-¬
heuorwichtigenFragen,umdieessichhierhandelt,beschäftigen,auchwenn
esdiechr. soz.Oppositionvorgezogenhat ,inderSitzungnichtzuerscheinen.

WirbefindenunsinOesterreichseiteinigenMonatenineinemförm¬
lichenKriegszustand . HitlerdeutschlandführtKrieggegendaskleineOester.
reich ,umdiesemStaat ,demdrittenRäähheinzuverleibenundganzEuropa
verfolgt mizSpamnungdie Entwicklunder Dinge .Derkleine StaatOetser¬
reich ist wiedereinmaldas Objektder grossen Politik geworden ;nurfreilich
dassdieBevölkerungvonOesterreichundvonWiennichtweiss ,wasüberihr
Schicksalverhandeltwird ,weileskeinParlammnt,gibt,we,ildieRegierung

Hteviredom Parlement über das ,was sie tut,nicht will .Wir haben
eineRegierung,diekeineswegsin geschichtlicherStundevonderMehrheitdes
Volksneuberufenwordenist ,dieGeschickediesesStaateszulenken,sondern
eineRegierung,diedurcheinenZufallinjenemgeschichtlichenAuganblick,

502



RATHAUSKORRESPONDENZ
III .Bktt

Herausgeberundverantw .Redakteur:
FRANZXAVERFRIEDRICH

Wien ,am

imMärz ,geradedie Staatsverwaltungin der Handhatte .Sie hat dahereine
einer Zeit ,indoppeltgrosseVerantwortungin dieserschwerenZeit ,In/derdie serStaat ,

wiedieRegierungimmersolbstöffentlicherklärt ,in einemKampfaufTod
undLebenumdie Erhaltungseiner Selbstständigkeitsteht,sollte manmeinen,
dass es Aufgabeder Staat smännerwäre ,alle Kräftein dieemmLandzusammen¬
zufassen ,dieeinzusetzensindfürdiehohenInteressen,fürdasLebendises
Landes. Alles,wasanLiebeundanBegeisterung ,alles,wasanInteressefür
diesonStaatlebendigist,müsstewohlvoneinerRegierungzugammengefasst
werden,diein einersoschicksalsschwerenStungewirklichdieFührerinundLenkerinderGeschickedesLandesseinwill .WenndorPatriotismus,vondem
heutesovieldieRedeist wieimmer,wenneinLendsichin Gefahrbefindet,
ist janichteineSachekatzbuckelnderStreber,diedasWortVaterlandmög-¬
lichst oft imMundführen( Lebh .Zustimmung)undder Ptariosdsmuswirdauch
nichterzeugtdurchbunteUniformenunddasAbsingengewisserLiederunddasSpielengewisserMusikstücke,derwahrePatriotismuserwächstnurausden
LebensanschauungenderMenschenimDande.ImWeltkrighabenessimanehe
Staatenerfahren,wasesheisst,dassdiegrossenMassenihrerBewohnerkeinenAnlasshatten ,Patriotenzusein,wasesheisst ,dassdiegrosseMassederBe¬
wohnerdi serLänder,behandeltalsStaatsbürgerzweiterunddritterKlasse
imWådtkriegerstgewonnenwærdenmusstenfürdenStaat ,densiemitihrem
Lebenverteidigensollten . Wirerinnernunsnochalle desgrossenWandels
der damalsin diænDingenin Deutschlandeingetreten ist,des berühmtenGedichtsdesArbeiterdichtersKarlBrögervondemärmstenSohn,derDein
Getruesterwar,unddesGelöbnissesdasdamalsderKenzler,nichtdesVolks,
sonderndesKisersWilhelm,imReichatagabgelegthat ,diesenärmstenSohn,derdrgetreuestewar,indemkünftigenDeutschlandauchanderszubehand¬
deln ,alsmandasbiszumJahr1914gewohntwar. EshatendamalsimWelt-¬
kriegmancheStaatsmännerausderErfahrunggelernt,wieesmitdenpatrioti¬schenGofühlendrBevölkerungwirklichausschaut.AuchRepublikenkönnten
ausdiesenDingenlernen(Lebh.Zustimmung).AuchbderFaschismusversteht,umwasessichhandletundweiss,dasserverachenmuss,sichbmitdenbrei¬
testenMassendosVolksnichtimWiderspruchzusetzen,währendesheute
nochimmerandereStaatsmännergibt,drglauben,esseidiebestePolitikeinerRegierungineinemsbedrohtenLand,breiteMassenderBevölkerungals
Gaunerzubeschimpfen(Pfuirufe)undununterbrochonzubedrohen.WirinOester-¬
reich- dasistjetztauchsoeineMode-wollenunsimmerinallonDingenvonallenanderenLändernunterscheidenundsoschointes,dassmansichhierauchdadurchunterschoidenwill ,dassmanausderGoschichteundausder
Erfahrungnichtsgelernthat.SohabonwirheutoeinoRogierung,diedasLand
ineinerdrobhendengrossenGefahrverteidigenmuss,unddieglaubt,das
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justdasderrichtigeAugenböickist ,womansonebenbeiaucheinen
KriegimInnerondesPandesführenkann,umneueGegensäthezuerzeugen,
statt dieKräftedesLandeszusammenzufassen .SohabenwireineRegierung ,
dioführt Krieggegendie AreiterundAngestellten ,indemsie jedeWoche
eine andere Schutzainrichtung für de Arbeiter uner Angestelltendemoliert .
SohabenwireineRegierung,die führtdanebenauchihrenKrieggeændie
BundhshauptstadtdeseigenenLandes,gegenWien.Mankannaufverscheidene
WeiseKreigführren .? itMaschinengewehrenwirhabenauchsolcheschon
aneinemTagin denStrassenWiensaufgestelltgesehen- mankannaberden
Krieg auch führen,modern ,auf andere Weise,als einenWirtschaftskragg,als
einenFinanzkrieg .SoetwaswarzwischendenStaatenschonöfter da .UndNh
auf solche Weise wird heute/in "Uesterreichuc .ein Frieggeführt .
AndereStaat en habenfreilich überihre HuptstadtandereAnsichten .Es
ist imallegmeinenin der Weltüblich ,dass jedes Landseine Haupstadtals

ür dieeinenegenstandbesondondarenStolzesbetrachtet ,Fasesgerade
HauptstaddbesondersSorgeträgt .Auchdie chr-sozlOppositionindiesem

in der Zeit rach demKriegSaalhat in derRepublikdiesdeAnschauungschongehabt,Damals/hatDr.
KienböckalsderSprecherderchr. soz.Oppositiondiesoz .dem.Mehrheit
wiederholtdarangemahnt,beiderRegierungdafürSorgezutragen ,dassder
HauptstadtdesneuenOesterreicheinbesonderesAugenmerkzugewendetwird.
Undgeradeder wiedie heutigeRegierungvonösterreichischerIdeologie
redetgegenüberanderenIdeologiensolltedocheigentlichnichtvergesson,
dasseinOesterreichertumohneWiengarnichtdenkbarundgarnichtmöglich
ist .IchmöchtedaandasWorterinnern,dasnichteinSozialdemokrat,sonderm
einkatholischer,knservativerSchriftsteller ,ErnstKarlWinter ,vorgarnichtlangerZeitgeschriebenhat :DerAustromarxismus
alleinhattrotzseinesAffektesgegenAltöesterreichnichtnurinder
konkretenWienerKommunalpolitik ,sonernin dertatsächlichenHervor-¬
bringungeinerneuösterreichischen,vorallemaberWienerMenschanart
deninderGrosstaatstraditionOesterreichsliegendenAnlagenamallær-¬
stärkstenentsprcchenunddadurchbewirkt ,dassdie oft rechtblamable
internationaleBewertungWiensalseinerleichtenStadtderLiederundderTänzeeineranderenEinschätzungPlatzgomachthat .Derösterreichische
Mensch: ,derdasneueWiengebauthat,bestimmtalsodurchdieunbewusst
lebendigealtösterreichischeErzichungsarbeitwiedurchdassozialistische
grosstädtischeEthos,isteinMenschderArbeit ,derdasWienerErbe ,das
AltösterreichischesteimneuenOesterreich,hineinträgtin einneuesHahr-¬
hundert ,dasderalpenländischenProvinznaturgemässnochfremdist "(Hört
Hört ) .IchmöchtemichmitdemganzenInhaltdieserAeusserunggarnicht
identifizieren.Aberesist indtrossant,wieeinernster ,bedeutender
katholischer,konservativerSchriftstellerin OesterreichdieseDingebeurtoilt .
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AberunserehoheBundesrogierungist nicht vonsolchenGedanknerfüllt
wiederKartellbrudermancheschr .soz .Ministers ,derdasgeschriebenhat ,
sonderndiseRegierungführtebenihrenKrieggegenWien .Währendman
anderswoderHauptstadtvonStaatswegenbesondereVorteilebietet,weilsie
eben etwas anderes ist als anere Städte,ohne dass mandiesedeswøgen
zurücksetzenmöchte,ist eshierinOesterreichumgekehrt. Wiensollzu
einemStiefkindunterdenBundesländerngemachtwerden.Essoll derStadt
WienunmöglichgenachtwerdendieErfüllungdergrossensozilen,undkul-¬
turellen Aufgaben ,die ebeneine grosseStadtzu erfüllen hat . Seitdem7 .
März ,seit demBenndesneuenRegimesist einefinanzielleAttackenach
der anderenauf die GemeindeWienerfolgt .Daswärenicht molich,wennder
Regierungdabeinicht eineVerwwchslungpaassierenwirde ,wiesiesonst
nurbei primitivenDemagogenundnic ht bei grosenStaatsmännernvorkommt.
DieRegierungglaubtfortwährend ,ennsie demWienerRethaus/atwas
antut ,dasvielleicht sogarein Gegestandder Freudefürd ie WienerBe-¬
völkerungist ,dEsseinGegensatzzwisxhendemRathaus,zwischenderGemeinde-¬
verwaltungundderBevölkerungbesteht .Dasist ganzfalsch .Dennerstens
kannimGegensatzzurBundesregierungdieStadtregierunghiersichdarauf
berufen,dasssiewirklichdieMehrheitderWienerBevölkerungvertritt ,
undzwarkeineZufallsmehrheit,sonderneineMehrheit,dieinsiebenWahl-¬
schlachten,in15bösenundgutenJahrengewachsenist .Unddannistes
jaklar,dasseineVerwaltungverschiedeneGrundsätzehabenkannundistesbegreiflich,dassmitderVerwaltung,diewirnachdenGrundsätzenderMehr-¬
heit derWienerBevölkerunggeführtwird ,dieMinderheit vielleichtin
vielenDingennichtübereinstimmt .AberjedermannSwaissdoch,dass ,wenndie-¬
seRathausverwaltungwirklichgetroffenwird,darunterdieInteressender
ganzenWienerBevölkerungSchadenleiden(Lebh.Beifall),dassdasnichtein
SchadenfürirgendeineisolierteVerwaltungist ,überdensichjemand
indieserStadtfreuenkönnte,sonderndasssichjedergrosseSchaden,
derderGemeindeverwaltungzugefütwird ,letztenendesauswirkenmussindenInteressennichtnurderer ,diedie-MehrheitderVertreterinden
Gemeinderatges-chickthaben,sondernimInteressederganzenWienerBevölkerung( Lebh.Beifall).
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Wirwissen ,dass die Bestrebungennicht erst am7 .Märzbggennen
haben ,die darauf abzie ilten ,der BundeshauptstadtWieneineVerwal¬
tung aufzuzwingen ,die denInteressen undAnschauungenderMehrheit
der WienerBevölkerungnicht entspricht .Solche Versuchehates
auchschonvorhergegeben . AU 7 n 7 .Immer

. . . . 1 !DabeihabenzweiDingevor allem/einegrosse
Rollegespielt :DieBehandlungderPeraonalfragenin derGemeindeund
derWohnungsbau .In beidendiesenDingenhatsichdiechristlichsoziale
Partei zwieschlächtigbenommen.Wirhabennochdie RedeninErinnerung,
dievoreinemMonatin diesemSaalvonderchristlichsozialenMinder¬
heitgehaltenwordensind ,indenensieunsvorgehaltenhaben ,manhabe
die städtischen Angestellten immer besser gezahlt als beim Staat und
es sei eigentlich ein sozialdemokratischerVerrat an denAngestellten
und Arbeitern ,wennmanihnen jetzt die Gehalte kürzt .Dieselbe
christlichscziale Partei aber hat ,als die Bundesregierungseit Jahr
undTagdasZielverfolgte ,die GemeindeWienzuzwingen ,ihreAnge¬
stellten nicht besser zu zahlen als der Bund ,im Parlament ein Gesetz

durchzusetzenversucht ,wodurchder Gemeindedie Pflicht auferlegtwerde:
sollte ,die Gehalte auf das Ausmassder vomBundgezahlten Gehaltezu
kürzen .Die finanziellen Massnahmenseit dem7 .März ,die sich gegenWier

gerichtet haben ,habenja den gleichen Zweckverfolgt .Alsdann
die GemeindeWiendemZwangder Verhältnissegehorchend ,dieKürzungen
vornahm ,bezeichneten es die selbe Christlichsozialen als Verratan
den Arbeitern undAngestellten .

Genauso ist es beimWohnhausbau.DieGemeindeWienhat inden
letzten12Jahrenmehrals60. 000WohnungengebautunddamitoinWerk
vollbracht ,das die Bewunderungder ganzenKulturwelterregthat .
Die Wohnungsschandedes Wiensder Vorkriegszeit war in der ganzenWelt
sprichwörtlich .Dassdamalsin diesemSaal die Hausherrnregiert haben ,
das hat die WienerBevölkerungmit domschmachvollstenWohnungselend,
mit der Tuberkuloseihrer Kinderbezahlt .DieGomeindeWienhatseit
demJahre1918gezeigt ,wieauchin einemLandemitbescheidenerwirt¬
schaftlicher Kraft Proletarierwohnungenausschauensollen .Dashaben
die Herrenfreilich nicht vertragen undimmerwioderdas Wortvon
derversteinertenMilliardeentgegengeschleudert.DieRegierungwill
nundiesenWohnhausbauunmöglichmachen .DasHausbesitzerinteresse
wirdwiedereinmalmitVaterlandaliobeundVaterlandsgodankenverwoch¬
selt ,vondenenmanimmerredet ,obwohldochzumBegriffdesVaterlandes
dochzunächstgohörenwürde ,dassderMenschwenigstenseinemenschen¬
würdigeWohnungin diesemVaterlande hat .( LebhafteZustimmung. )
Aberdie Bundesregierungvorträgt das nicht und so hat sie amvergangene
Sonntagin ihrer WienerZeitungvermeldenlasson ,Grundfür dieneueste
Massnahmeder Rogierung sei ,dass die Gemeinde Wien im gleichen Tompo
weiterbauc .Wohnungsbauheisst nebenbeiauchArbeitsbeschaffung .
Arbeitsbeschaffung ist heute die Parole in der ganzen Welt undauch
die Bundesregierungdenkt ,mit Recht ,fortwährond anArbeitsboschaffung .
Aber der GemeindeWiensoll os unmöglichgomachtworden ,Arbeitzu
beschaffon .Wennsie baut ,sobewoistdas ,dasssie Geldhat ,welches
manihr wognehmenmuss .Nunhat die christlichsoziale Oppositionauch
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auchüberdieseDingein diesemSaaleganzandersgedacht. Alsam. April
diesesJahreshierderersteAbschnittdesBauprogrammesfür1933ver¬
gelegtwurde,nachwelchem1385Wohnungenheuerneubegonnenwerden

sollten ,hatSt. . Kunschakwörtlicherklärt ,schoneineoberflächliche
Betrachtungzeige ,dassdiesesBauprogrammnichtnurgegenüberseinen
Vorgängern,weitzurücksei ,sonderndassesauchsehrbescheidensei
imVergleichezudem,wasfürdasJahr1933in Aussichtgestelltworden
ist .DemHerrnKunschakwarenalsodie1385Wohnungenzuwenig,während
dieRegierungfindet ,daasdieInangriffnahmedieserBauteneinAnlass
sci ,der Gemeinde dieses Geld wegzunehmen ,damit
dieseBautenalsRuinen,alsWahrzeichendergrossenAufbauarbeit,
diederBundjetzt leistet ,stehenbleiben .Kunschekhatdamalsferner
gemeint,derWohnhausbauderGemeindestellesichalseineLeistungdar,
mit der die GemeindeWienjust nicht zu prunkenbrauche ,es seidas
Wenigste,wasaufdiesemGebieteüberhauptnochgeleistetwerdenkönne.
(LebhafteHörtHörtRufe )ST. . Kunschakmeintalso ,wenigerkönne
dieGemeindeWienaufdiesemGebietenichtleisten .Undseine ,des
HerrnKunschak,Regierungsagtwieder:ZurStrafedafür ,weilihrimmer
nochWohnungenbaut ,konfisziere ich dir so undso viel Geld!Wir
sehen ,das selbe Doppelspiel wie in der Personalfrage ,ist auch inder
Wohnungsfragefestzustellen .Aufder einen Seite Kritik ,weilalles
zuwenigist wasdieGemeindetut ,aufderanderenSeitevonder
christlichsozialenParteiundihrerRegierungdieschwerstenfinanziellen
SchlägegegenWien,umihrdasBauenunmöglichzumachen.St. .KunschakWohnungs¬
gingnochvielweiterals das/Budgetam14 .DezembervorigenJahres
hierzurBeratungstand ,beantragteer ,eineAnleiheimBetragevon250MillionenSchillingaufzunchmen,umdieerforderlihhhnMittelfü
die DurchführungdesWohnbauprogrammesbeizustellen !VergleichenSie :
damitdasVerhaltenderBundesregierungdesHerrnKunschakindieser
ganzenFrage .

Wirhabenjetzt ,mitten imHochsommerin Wien15 . 000arbeitslose
Bauarbeiter .Manstelle sichvor ,wiegrossdie ArbeitalosigkeitinWien
wäre ,wenndie GemeindeWiennicht bauenwürde .Ich weissnicht ,eb
esdasZieleinerRegierungin derhoutigenZeitseinkann ,dieArbeita¬
losigkeitimLandezuvermehren,aberihreMassnahmenbewirkendies
notwenig.VielleichtstecktdaeinpolitischerGedankedahinter .Die
Antimaxistenmöchtenoffenbargernesagen, :Wir ,dieAntimaxistische
RegierungimBunde,schaffenArbeit ,nichtaberdiemarxistischeVer¬
waltungin Wien .Dernimmtmanabendie Mittelweg ,damitsiekeine
Arbeit schaffenkann .

DerKampfgegendieWohnhausbauhatnocheinenanderenSinn.MiteinerVerordnungistvorkurzemderMieterschutzfürgrössereWoh¬
nungendemoliertworden .MachtdenWohnhausbauderGemeindeWienun¬
möglich,dannmussKnappheitanKleinwohnungeneintretenundderMieter¬
schutzwirdauchfürKleinwohnungenaufdieseWeiseviafactigesprengt.AlledieseMassnahmenderRegierung,dieunsdamitzwingenwollte,in denFragender PersonalbezügeunddesWohnhausbauesnachihrempoli¬
tischenWillenvorzugehen,habendenGemeindehaushaltnatürlichinschwers
Gefahrgebacht .Wirmusstendie BezügedesPersonalskürzen ,wirmussten
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den Wohnungsbaueinschränken und wir haben untor feranzichung der
letzten Reservenmühsamdas GleichgewichtimGomeindchaushaltfürdas
heurige Jahr wieder hergestellt ,Das ist eine Sachemmmma

die nicht etwanurunsimWienerGemeinderatinteressiert ,odervielleich
nur die WienerBevölkerung ,sonderndie Sachegeht dasallgemeine
Staatsinteresse an .( Zustimmung )Dennauf demKredt der StadtWien
beruhtja zumgrösstenTeil der KreditvonOesterreichüberhaupt.
( LebhafteZustimmung) .DerKredit der Stadt Wien ,das ist jadas
grosse Aktivum ,das Oesterreich hat .( Erneute lebhafte Zustimmung . )
Undohne das es überhaupt nicht leben kann .Die Regierung tut ,als
ob sie das alles nicht schen würde .Die Schläge die sie gegendie
GemeindeWienschonbisher geführt hat warenarg genug . Manhatuns
rückwirkendfür das Jahr 1932 die Sicherung unsererAbgabenertrags¬
anteile durch die Gewährleistungsklausel weggenommen .Das machteinen
Betrag von 19Millionen Schilling aus .Für das Jahr 1933 hat mandie

Gewährleistungsklauselabgeschafft .DasbedeuteteineMindereinnahme
von mindestens 32 Millionen im heurigen Jahr/für die Gemeinde .Man
hat uns neue Lasten für Krankenanstalten des Bundesauferlegt ,waseine
Mchrausgabe von 6 Millionen ausmacht .Dazu hat man uns für die Ver¬

gangenheitnocheine einmaligeZahlungvon3 MillionenSchillingauf¬
erlegt .Es wurde der Gemeinde ferner die Steuereihhebung für denBund
entzogen ,ohnedass der Bunddie 300BeamtenübernommenHätte ,die
mit dieser Arbeit beschäftigt waren .Damit wird uns ,für dasnächste
Jahr gerechnetein Betragvonetwa4 MillienenSchillingentgehen .

Zu allen diesen ungcheurenVerlusten kommtnoch dieAmswirkung
der Krise auf unsere eigenen Gemeindesteuern .Und so vorsteht man ,
dass der Gemeinderat ,als er mühsamund mit einmaligem ,nicht wieder¬
holbaren Massnahmen das Budget wirder in Ordnung gebracht hatte ,am

24 .Juli seine warnende Stimmer gegenüber der ganzenOeffentlichkeit
undder Regierungerhobenhat .Kaum4 Wochenspäter hat dieRegierung
unter demDatumdes 19 .August eine Verordnung herausgegeben ,durch
die der Gemeinde Wien schen für 1933 und für 1934 zur Pflicht gemacht
wirdeinen Botragvonjo 36 Millionen ,also zusammon72Millionen
an den Finanzministerabzuliefern .( LebhaftoEntrüstungsrufe)
Heutefrühist die Verordnungerst imWortlautbekanntgeworden .Der
Regierungist es gar nicht eingefallen ,sich etwa bei der GemeindeWien
zu informieren ,wie die Finanzlgge der Bundeshauptstadt Wieneiegentlic
sei .Sie hat keinerloi Verhandlungen über diesen Gegenstand geführt .
Die Wiener Landesregierung hat aus der Zeitung erfahren ,
( Rufe :Unerhärt ! ) dass Wienjetzt rückwirkendvom1 .Januar1933
an 36 MillionenSchilling im Jahr zahlen muss ,Manhat heute frühaus
der Zeitung erfahren ,dass die Monatsquoten von 3 Millionen Schilling
für die vergangenen8 MonatedesJahresamheutigenTagebereitsfällig

sind ,sodass die Gemeinde Wien eiegentlich am heutigen Tage 24Milliene :
Schilling für die verflossenen 8 Menatoan den Bundabzuliefern hätte .

Hoher Landtag 'Man redet in Oesterreich jetzt fortwährend
von der Sanierung .Mit der bekennten " Seelensanierung "haben diese

Methodonsicherlichnichtszutun .Manredetaberauchvonderfinan¬
ziellen Sanierung und tut so ,als ob das Gleichgewicht imBundeshaus¬

haltdaseinzigeProblemin Oesterreichwäre.508
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Dasist ein Kardinal - irrtum .NebendemBundesbüdgetgibt os dieBudgets
der Bundeshauptstadt Wien ,der acht Länder und der hooo Gemeindein
Oesterreich .Das ist ein Problem ,ebenso gross wie das des Bundes¬
budgets und es wäre eine verhängnisvolle Finanzpolitik ,die sich
daruaf beschränken wollte ,die Bundesbudgets allein in Ordnungzu
halten undsich umdie Budgetsaller anderenKörperschafteneinon
Pfifferling zu kümmern .DerKredit Oesterreichs hängt vonderGesamt¬
heit der Verwaltung in diesem Lande ab ,er hängt von derOrdnung
derFianzverwaltungimganzenStaatundin allenseinenGliedernab ,
Die Regierunghat für die finanziellen Sorgender BundeshauptstadtWien
kein Interesse ,sondernhat im Gegenteil eben diesen schwerenSchlag
gegen Wiengeführt und das mühsamhergestellte Gleichgewicht imHaushalt
der Gemeindeneuerdings zerstört ,indem sie die 36 Millionen Schilling
auchnochfür das heurigeJahr fordert .Eaist klar ,dass wenndas
wirklichGesetzbleibt ,wir leider zu denschwerstenEinschränkungen
auf allen Gebieten der Gemeindeverwaltunggezwungensein wersen ,und
dass wir gewzungensein werdender Bevölkerungneue Lastenaufzulegen
umden Tribut zu zahlen ,der demLandeWiendurch die Regierungauferlegt
worden ist .Zu den lo Millionen und mehr ,die man uns schon genommen
hat würdennoch36Millionendazukommen.DaswärengigantischeBeträge,
die natürlich nicht ersetzt werden können durch die Banknetenpresse
die uns nicht zur Verfügung steht ,oder durch Hebung irgend welcher
Schätzedie nicht vorhandensind .DasGeldmüsstevonderBevälkerung
aufgebracht werden .Wir haben uns bisher bemühtdas Gleichgewichtdurch
Ersparungenherzustellen ,obwohlwirwissen ,dassdieseErsparungen
volkswirtschaftlich unzweckmässigsind und dass sie sichüberaus
nachteilig auf das Wirtschaftslebenauswirken .Wirhabenunsauch
bemüht eine Anleihe aufzunehmen ,umüber das Budget hinaus ,Arbeit
zu schaffen ,undjene Arbeiten sicherzustellen ,die im Budgetent¬
halten sind .Die Regierung hat uns die Aufnahme dieser Anleihe ver¬

weigert .( Hört Hört Rufe )Es ist offenbar der Gedankemassgebend ,
Wien den andeFen Ländern gleichzuschalten und zu bewirken ,dass auch
hier die Arbeitslosigkeitsichwiein denanderenLändernOestereichs
in den letzten 1o Jahre vervierfacht ,statt verdoppelt .

Was die Regierung hier getan hat ,diese Forderung ven 36Millieng .
Schilling ist keine Angelegenheitdes Rathauses .Dasmusshiermit
aller Deutlichkeitgegenüberder Regieungundvorder ganzenWiener
Oeffentlichkeitgesagtwerden .WirkämpfenimInteressederWiener
Bevöllkerung" . . . GSi di . : .Stumdas Gleichgewichtim
Stadthaushalt .Wir werdenungeheure Mühe haben es zubehaupten .

Die 36 MillionenSchilling ,die die Rogierungjetzt EndeAugustnoch
für heuer verlangt ,haben in unserem Budget keinen Platz .Das ist ein
Tribut ,demdie Regierung der WienerBevölkerungauferlegt ,(Lebhafte
Zustimmung) und wir im Rathause sind nur in der unangenchmenund
traurigen Rolle der Inkassanten dieser Gelder ,die die Bundesregierung
von der Wiener Bevölkerung hier eintreibt .

„ . .Manwird in den nächsten Tagen die Erinnerung an die Zzweit
Türkenbelagerung Wiens und an die Befreiung unserer Stadt feiern .Da¬
malswares üblich einer erobertenStadt einenTributaufzuerlegen.
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Eszeigt sich ,dasses auchheutenochTributzahlungengibt .Dio
36 Millione ,die die Regierung von der GemeindeWien verlangt ,sind
ein solcherTribut ,( Zustimmung) welcherder WienerBevölkerungauf-¬
erlegt wird ,offenbar zur Strafe dafür ,dass sie in ihrer Mehrheit
sozialdemokratischist .

Wenndie Regierungaich nicht besinnt und diese Verordnungzu¬
rücknimmt ,dann müsste sie doch wonigstens die Wahlder Mcthodeder
Aufbringungdieser Gelderfreigeben ,damitdie Grundsätzedersozialen
Gerechtigkeitdabeizur Geltungkommenkönnen .Es ist sicherlicheine
furchtbareHärteder WienerBevölkerungnachall dengrossenSteuer¬
erhöhungen,die die Bundesregierungin denletztenzweiJahrendurch¬
geführt unddie vor allemdie Wienertreffen ,heute noch36Millionen
Schilling pro Jahr abzunchmen .Die Regierung weiss es offenbar auch
und deshalb führt sie ja wohl das Manöver auf uns zum Inkasso dieser

Steuernzu zwingen ,die sie für sich vonder WienerBevölkerunghaben
will .Es ist eine förmlicheStrafsteuer ,die manda denWienerauf¬nicht
erlegen will .Es ist ja sonst in einem Staato/üblich ,eine Steuer nur
für einon Teil des Staates zu machen ,und für die anderen Teilenicht .
Dasist ein groteskerGedanke,denes in derWoltsonstnirgendsgibt .

Es muss heute der Wiener Bevölkerung gesagt werden ,was das

bedeutet ,wasdie Regierungda vorhat .36 MillionenSchilling ,dassind
auf den Kopf der Wiener Bevölkerung gerochnet ,ganz gleichgültig ob
jung oder alt ,20 Schilling pro Jahr .Für eine vierköpfigeFamilie
bedeutet es 80 Schilling ,die sie im Jahr an die Bundesregierung abführe
soll .Für einen Arbeitslosen ,dessen Jahreaunterstützung 800Schilling
ausmacht ,sind das 1o Prozent ,die ihm als Kopfsteuer woggenommenwerden
Manbraucht weiter nicht auszumalen ,wie furchbar das ist .Denkenwir

an denKurzarbeiter ,für dendiese 80 Schilling 5 Prozentseinesganzen
Jahresverdienstes sind .Donken wir an die Einkommen der Menschen über¬
haupt !Das Finanzministeriumhat vor kurzemeine Statistik voröffent¬
licht ,aus der manersicht ,dass dic gesamte Einkommensteuer ,die von
der ganzen Wiener Bevölkerung im Jahre 1932 gezahlt worden ist ,rund
72 Millionen Schilling ausmacht .Diese 36 Millionen sind alsoein
50 prozentiger Zuschlag zur Einkommensteuerder Wiener Bevölkerung!
Manredet so viel von der drückenden Gemeindesteuern .Nun ,diese
36 Millionen ,an dem Ertrag aller Gemeindesteuern gomessen ,sind ein
Viertel aller Gemeindesteuernvon Wien .( Lebhaf te Hört HörtRufc . )
Manbracuth sich dasnnur einen Augenblick vor Augen zu führen ,umzu
ormosson ,was für einc grosse Summedas ist ,doren Zahlung die Regierun
über die Wiener Bevölkerung verhängen will .Wir bekommen heuer aus der
Abgabenteilungnur nehr 54 MillionenSchilling .Nimmtuns noch36
Millionen weg ,so verbleiben nur noch 18 Millionen ,das sind 1oSchil¬
ling auf den Kopf der Wiener Bevölkerung .Diese Kopfquote entspricht

der Kovfquote ,die die Dörfer von500bis1o00 .nach der Statiskik . .*Einwohnerbei der Abgebenteilungbekommen.Durch diese neue Massnahmeder Regierung würdenwir
also in der Abgabenteilungauf das Niveaueines Dorfes von 500bis
1ooo Einwohner herabgedrückt worden .Dabie darf man nicht vergessen ,
dass Wiennicht nur eine Gomeinde ,sondernauch ein Landist unddass
wir alle Funktionen und Aufgabeneiner Landesverwaltung zu tragen haben¬

Alle Länderbekommenaus der Abgabenteilungihre Anteile .WirinWien
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werdenaus diesemTitel über die Kopfquotevon1o Schilling hinnuanichta
mehrbekommen.DerBundleistet nebender Abgabenteilungfür dieanderen
Ländernochalles mögliche ,er baut Strassen ,er sorgt fürWasserbauten,
er sorgtvorallemfür landwirtschaftlicheZwockein sehrhohemMasse
undgibt den Ländernüberdies 26 1/2 Millionenim Jahr alsKostenbei¬
trag für ihre politische Verwaltung .Das LandWienbekommtnichts .
Undwennmandavon spricht ,dass Wiendie Zahlungen für die Polizei
nicht valorisiert hat ,so bekommenwir für die chemaligenStaatsstrassen
auf WienerBodennoch immer36 Schilling ho Groschen! ( Rufe :HörtHört )
Immerhabendie MassnahmendesBundessich für die anderenLänder
ander ausgewirkt wie für Wien .Als Entgelt für den Kostenbeitragzur
Notstandsunterstützunghat mandenLänderndie Landesbiersteuergegeben,
wasfür manchesLandzeitweise ein glänzendesGeschäftwar .Wienhat
dabeiimmerdaraufgezahlt,u .zw .seit 1927beinahe30MillionenSchilling.

Wasdiese 36 Millionenbedeuten ,kannmanauchan denAus¬
gabender Gemeindeermessen .Sie sind ein Viertel der ganzenPersonal¬
ausgabenin einemJahre ,sie sind beinaheumdie Hälftemehralsdie
Ausgaben ,die wir in der offenen Fürsorge haben ,Wennwir den36 . 000
KinderndiePflegebeiträgewegnehmenundden16. 000altenunderwebbs¬
unfähigen Menschenden Erhaltungsbeitrag streichen ,wir wür dendamit
erst zweiDrittel vondemGeldehereinbringen ,das der BundalsTribut
vonder WienerBevölkerungfordert .Die gesamtegeschlos seneFürsorge
in denAnstalten ,Versorgungshäusern ,Krankenkäusern,Irrenhäusern,
Jugendfürsorgeanstaltenkostet nochnicht 36 Millionen .Darausersieht
man ,einewicungeheureSummedasist undwelchschwereLastvonder
Regierungnicht der Gemeinde ,diegsie ja nicht tragen kann ,sondernder
Wiener Bevölkerung auferlegt wird .Dabei ergeht sich die Regierungin
ihremCommuniquein dunklenAndeutungen,in domsie dagt ,oswerdedamit
eineunerlässlichgewordenReformderAbgabenteilungin dieWogegeleitet .
Daraus ist nicht zu ersehen ,ob das etwa nur ein erster Schritt sein
soll ,demnochweiterefolgensollen ,oderobjetzt die anderenLänder
drankommen.Einesaberist sicher .DieAbgabenteilungist einVertag
undineinemRechtsstaatwordenVerträgenichteinfachgebrochen,sondern
müsseneingehaltenwerden .Freilich ,in einemLande ,wo18 Stundenvor
einer Gerichtsverhandlungeine Verordnungerscheint durch diesich
derGeklagtevonderVerhandlungbefreit ,kannmankaumvonRechtundVer¬
trägen reden .Es mussjedoch erinnert werden ,dass diese letzte Abgaben

teilung nicht nur der Idde und demSinne nach oin Vattrag war ,sondern
es ist damals ein regelrechter ,von der Regierung ,von der Gemeindeund

vonden politischen Parteien unterschriebener Vertrag geschlossenworden,
von dem ein Exemplar im Archiv auf dem Ballhausplatz und eines im
Rathauseerliegt .
511
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DerVertragträgt dasDatumvom25 .Jänner1931undträgt einigebemerkens-¬
werte Unterschriften .DenVertrag hat der damalige Bundeskanzler Enderunter - ¬
schrieben ,der jetzt die Notverordnungfüber die 36 MillionenSchilling
mitunterschriebenhat,derVertragträgtdieUnterschriftdesVizekanzlers
Winkher,desDr .KarlBuresch ,derjetzt als FinanzministerderGemeindeWien
36 MillionenS wegnimmt .Berichterstatter imParlamentwarDr .Kurt
Schuschnigg ,der jetzt als Minister die Notverordnung ebenfalle mit - ¬

unterschriebenhat( Lebh.Zwischenrufe). Damalsist sowohlvomBerichterstatter
als auchvomDr .EnderimParlamentausdrücklichhervorgehobenworden,dass
mit diesemVertragein Ausgleichfür 5 Jahre gesetzt wird .Undheuteer¬
klärt die Regiemungeinseitig,dass eine Reformder Abgabenteilunguner- ¬
lässlichgewordensei,heutesoll WienaufdasNiveaueines500Einwohner¬
Dorfes herabgedrückt werden .Die Abgabenteilungist kein Geschenk,sieist
ein Ersatz für die Verzichte ,die die Länderund Gemeinden auf ihremSteuer¬
recht habenmachenmüssen. DerEntgangan Steuernsoll durchdieAbgaben-¬
teilungwettgemachtwerden. DieGemeindeWienunddasLandNiederösterreich
ausserhalb Wiens haben im Jahre 1913 120 Millionen Goldkronen anUmlagen

gehabt,heutebekommtWiendurchdie Abgabenteilung54Millionen ,vondenen
manjetzt36Millionennochwegnehmenwill .HeutehatWienkeineMöglichkeit,
Umlageneinzuheben;wennderVerbragüberdieAbgabenteilungzerrissenwird,
wennderBundausdemVertragalleBestimmungenherausreisst ,dieimnicht
genehmsind ,dannmussmanverlangen,dassderganzeVertragaufgehobenwird,
unddassWienseine Bewegungsfreiheitauf demGebieteder Steuernbekommen
muss ,Wirhabenuns imJahre 1931verpflichten müssen ,eine ganzeAnzahlvon
Steuerermässigungenmit Wirksamkoitsende1935durchzuführenundheutekommt
derBundundkassiertunsunsereExnnahmenweg- WennderGemeindoihreBe¬
wegungsfreiheitnichtwidergegebenwird ,dannist dasVorgehendesBundes
einVorgehengegendieArmstenderArmendieserStadt ,donendieLomstungen
derGemeindeentzogenwerdenmüsste. UeberdieVerwendungder36Millionen
S hat die Notverordnungkeine Auskunftgegeben,aberim Kommentarwarzu
lesen,dassderBundmitRechtdasGeldverlangenkann,weilerLeistungen
imInteressederGemeindeWienvollbringe.UnddawirdvonderSozial-¬
versicherungerzählt ,dassdieArbeitslosenversicherungdemBundsehrvielGeldkostet,aberes wirdnichtgesagt ,dassvondenAusgabenfür dieAr-¬
beitslosenversicherung/ganzOesterreichbloss37ProzentaufWienøentfal-¬
len,währendWiennichtwenigerals51ProzentzudenEinnahmenfürdie
Arbeitslosenversicherungzuzahlt.InderWienerZoitungwurdeindiesem
ZusammenhangmitderNotverordnungauchaufdasgrosseDefizitderBundes-¬
bahnenhingewiesen. DassdieBundosbahneneingrossesDefizithabenistrichg.
tig ,aborwasgehtdiesesDefüzitdasWienerRathausan ?Nichtmehrund
nichtwenigeralsdasRathausvonLinzBaden,BalzburgodervonFoldkirch.
DassdieBundesbahneneinDefizithabenistoineBundesangelegenheitund
wennesnichtmöglichist ,dassdieBundesbahnenlihrGleichgewichtselbst
herstellen,dannistdaseineAngelegenheitdesBundesbudgets.Vorelß
oderzwölfJahrenhattenwirinWienschwereSorgenumdieStrassenbahn.
a hatunseinchrist . soz.Gemeindorat ,derjetztschonsehrlangeZeit
Ministerist ,denRatgegpbon,wirsolltenunsandieStaatsregierungvon
damalswondenumunsvonihrotwasfürdasDafizitderStrassenbahnenzu
hlolen ;demesseidochaucheineStaatsangelegerhit,dassdieWienerStras-¬
enbahnverkehrtunddassmannichtfortwährenddieTerifeerhöhenmuss.
ir hbonunstatsächlichdamalsumdenRatdiesesHerrnzubefolgen,einmal
ndenBundgewendet,derBundhatunserklärt ,dieWienerStrassenbahnsei- ¬

ineGemeindeangelegenheit,umdieersichnichtsorgenkönne,dasseo
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Sache der Wiener Verwaltung .Weit mehr ist natlich die Bundesbahn eine Ange- ¬
legenheitderBundesverwaltungunddechnichteinereinzelnenStadt .
Ja,wirkönnengeradeumgekohrtsagen ,die wirtschaftlicheKraftwWiensprägtdechdasAllermeistedazubei ,dassdie Bundesbahnenwonigstensden
Verkehrhaben,densieheutenochaufweisenkönnen( Leth .Beifall). Wirwisson
schon,dsssdasBundesbahndefizitdemBundeschwereSorgenmacht ,umsomehr,
als eineweiseBundosregierungin denJahren1930und1931für dasgrosso
BundesbahndefizitkeinerleiVorsorgegetroffenhat ,sodassjetzt nichtnur
daslaufendeDefizit ,sondernnochimmerdieKostenderaltenDefizitedenBundtræffe,ja,dassderBundJamals,stattfürdasDafüzitseinerBahnen
vorzusorgen,eineHochgebgrgsstrassezubauenBegonnenhat ,vondererder
Oeffentlichkeit erzählt ,hat ,dass die 6 Millionen kosten wird ,während
sichjetzt herausstelle ,dasssie 36Millionenkostet( Lebh .HörtHötrufe).
DafürkanndieWienerGemeindeverwaltungunddieWierer Bevölkerungnichts
unddasswirdieseKöstenmitzahlensollen ,ist dochgrotesk.

InderWienerZeitungwarauchzulesenneshandlosichauchdarum,
dassderBundsovielGeldfürdieBankensanierunggebrauchthabe .(Hört
HörtundZwischenrufe)unddassdas,wiees dortheisst,auchfornehmlichfürdasGebietfünWiennotwendiggewosensei(Heiterkeit).Ichwillhier
keineEpörterungdarüberanfangen,obdieSanierungderBankenundieser
oderjenerFormzweckmässigwarodernicht .AberwennderBendsiefürzweck-¬
mässiggehaltemhat ,wardochdieFrage,obderWertdesSchillingerhalten
bleibt ,nichteine AngelegenheitderWienerBevölkerungallein ,sondern
eineAngelegenheitderganzenösterreichischenBevölkerungundheuteetwa
zuvermængen ,dassdieWiemrBevölkerungdurcheineKopfsteuerdieVerlustederGrossbankenzutragenhabe,ist eineZumutung,fürdiesiesichbedankenwird .

WieimmermandieDingeanschaut,kannmannursagen,dasssindkeino
Argumente,diedieRegierunghiervorbringt.SiegehtmitdiesenMethoden
eimenWeg,derindenAbgrundführenmuss,undichwillnochimmerdieHoffnung
nichtaufgeben,dasswennmansichnurin allenOeffentlichkeitüberlegt,
wasdasbedeutet,eineErnüchterungeintretenmuss.Dassdiechr ,soz .Partei
aufdemWegsolcherVerordnungninWienpolitischenSelbstmordbetræåbt,
ist ihreeigenepolitischeSache.AberdieseBelastungfürdieWienerBe-¬
völkerunggehtvorallemunsalsdieSachwalterdieserBovölkerungan .Die
chr .soz .MinderheithiermüsstenichtStatistenspielen. Siehättehier
einmaleinegrosseAufgabeundwonnStadtratKunschakinseimemSchreibenan
denLandtagspräsidentenmitgeteilthat ,diethr. soz.Minderheitwerdeihre
StollunginderFragederBundesregierungmitteilen,soistdazunurzusagon,
eswärewünschenswertgowesen,wenndieserdirekteVörkehrzwischender
chr. soz.MinderheitundderBundesregierungvordem19.August,bevordiese' orordnungerschienenist ,erfolgtwäre(Lebh.Zustimmung).BawäreeineGele-¬
onhoitzueinergrossenAktiongewesen.Houtefürchteich ,dassdawirklich
ureinoStatistenrolleherauskommenwird.EswirdnichtnurdieRegierung,
ondernauhdiechr. soz.BarteivorderWienerBovölkerungzuverantworten
aben ,dassmansie behanddtals StaatsbürgerzweiterKlasseunddassder
undMethodenanwendet,die auf denwirtschaftlichenNiedergangWiens
insteuern( Lobh.Beifall),
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EspasstzudemganzenSystom,dassnanauchjedeöffentlicheMei-¬
nungsäusserungüberdieVerordnungderRegierungunterdrücktwerdensoll .
Eskommtmirsonde barvor ,dassdie ZienerZeitungentagelangkeinWort
gefundenhaben,imüberdieseDingezureden( HörtHört )unddassdieAr-¬
beiter-Zeitung,diesichamDienstagmitdenArgumentender„WienerZeitung"beschäftigthat ,konfisziertwurde ,undzwarderArtikelmitsamtderUeber-¬
schrift ,damitniemanderfahre,dassschdieseZeitungmitderFragebeschäf-¬
tigt hat . EswurdeaucheinPlaketverboten,dasssihmitdieserFragebe-¬
schäftigenwollte .Daszeigtalsowohl,dassdieRegierungeineKritikan
ihremVorgehennichtduldenwill( Le.Zwischenrufe).Dakannmannursagen;wasfüreineschlechtePolitikmussdassein ,diekeinWortderKritikver-¬
trägt( Pebh.Zustimmung).AberdieUnterdrückungderKritikmachtdiesePolitik
nichtbesserunddie,diesiezuverantwortenhaben,werdenderVerantwortungnicht entgehen ( Sehrrichtig ! )

Dadie OeffentlichkeitüberdieseDingebisherzu wenigunterrich¬
tet wordenist,halte ich es für nötig,demLandtagvorzuschlagen,dassin
einigenkhappenSätzenderTatbestandzusanmengefasstundderWienerBe-¬
völkerungingeeigneterWeisebekanntgggebenwird,damitsiedochwenigs-¬tens weiss ,woransie ist .

IchbeantragefolgendeEntschliessung:„DieBandesregierunghatdurch
ihreMassnahmenderGeneindeWienimheurigenJahreeinenBetragvonmehr
als50MillionenSchillingentzogen.Dadurchist derGemeindehaushaltinschwersteGefhrgekommen,zumalinfälgederWirtschaftskrisedieeigenen
EinnahmenderGemeindezurückgegangensind .MitgrössterAnstrengungverv
mochtedieGemeindedasDefizitauszugleicchen .Nurdurcheinesehrbeträcht-¬licheKürzungderBezügederstädtischenAngestelltenundArbeiter,nurdurch
HeranziehungallerReservenistesgelungen,dieAufrechterhaltungderSchu-¬
byundderWohlfahrtspfloge,dieFertigstellungderbegonnenenWohnhaus-¬baitenunddndererdringendorArbeitenzusichern.Nunzerstörtplötzlich
eineneueVerordnungderBandesregiærungdasErgebnisdermühsamonArbeitendorGemeinde.Dio:BundesregierungverlangtdieAblieferungvon36Millionen
SchllingnochfürdasheurigeJ,hr. SielogtdamitderWienorBovölkerung
einenTributauf ,der zwanzigAchillingfür denKopfausmacht,achtzig
SchillingimJahrfüreinevierköpfigeFamulie.SiezwingtdieGemeindeauf
diesomWogezurEinhebungneuerStauern,zueinerschwerenBelastungder
ganzenWienerBevölkerungundmachtesihrunmöglichArbeitzuschaffon,.DerWienerLondtagerhebtfeierlichProtestdagegen,dadedieLobensinscressen
WiensundseinerganzenBevölkerungaufdasschwerstebedrohtwwæde.Er
fordertdieHndosregierungauf ,ihrenBeschlusszuwiderrufenunddesson
pingedenkzusein,dassOostrreichnichtlebenkann,wennseineHaupt-¬
stadtzugrundegerichtetwird .(Lebh. anhaltenderBeifallbeiderMohrheit( .

AvisofürdioRedaktionen:AufdemzweitenBlattist indererstenZeile
dasWortBerichtversehentlichunterAnführungszeichengesotztworden.Wirersuchon,dieAnführungszeichenzustreichen.
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In der Debatteweist
Abg .Schaffhaubtdaraufhin ,in welchegrostloseLagedieGe-¬

werbetreibendenundKäufleutegoratenmüssen,wennderGemeindeWion
fermlichal lesweggenommenwird ,wasihrnochübriggebliebenist ,umAr-¬
beitschaffungin den selben Rahmenzu treiben ,wie es bisher derFallwar .
VorallemdieGewerbetreibendenundKaufleutewerdendieLeidtragenden
der gegenWiengerichtetenPolitik der Regierungsein .Schondiebisheri-¬
genMassnahmenderRegierunghabendieStadtWienunddamitbreite
SchichtenderBevölkerungaufdasschwerstegeschädtigt .Umwäewielmehr
wirddiserstderFallsein ,wennderGemeindenunnewrdings36
Millionen1 weggenommenwerden.DahabeneinmaldieChr .soz .durchihren
ObmannKunscgakdenAntraggestellt ,dieGemeindemögeeineAnleihevon200MillionenfürgrosszügigeInvestitionenaufnehmen.DieselbePartei
hataberderGomeindedieAufnahmeeinerbescheidenenAnleihevonnur30
Millionenverwährt.Mansieht,mitwelchemH,ssundNeidgegendieWiener
Verwaltungvorgegangenwird. DieWegnahmedieser36Millionenwirdwahr-¬
scheinlichdieFolgehaben ,dassdieBautätigkeitwesantlichwirdein¬
geschränktwerdenmüssen,dasheisstsoziemlichdasEinzige,wasesbei
unsals Arbeitsbeschaffunggab ,wirdwegfallen .Wasdie tausendenBe-¬
triebe ,dienuraufdieArbeitenbeidenGemeindebauteneingestellt
waren,machensollen,weissniemand.DazuwirddurchverwmhiedeneRegierungs-¬
massnahmendieKonsumkraftderBevölkerungimmerwaitergeschwächt.Heute
sadlttwohlschonderletzteGewerbetreibendeundKaufmannein ,wiesehr
auchihn dieseSchwächungder Konsumkraftschädigt .AberdieseNotver-¬
ordnungwirddaseinegutehaben ,dasssichnunalleWienerbewusst
werden,wasderGemeindeWienangetanwirdunddiesePolitikwirddierote
Gemeindevergeltungnurstärken( Lebh.Beifall . d.Soz .dem. )

Ebg .Nowybemerkt,nihennfunnmals FakborendiedieArbeitebeschaffunginOesterreichbetreibenkönmn,kommtvorallemderBundunddieGemeindeWienindBetracht.VondemArbeitsbeschaffungspro-¬grammderRegierunghatmanvielgehört ,abersehrweniggesehen.AusdemBndesbuggetdesvorigenunddiess Jahreswurdenalle I,vestitionenge-¬strichen.DaswarvorallemeinederUrsachendesZgnehmensderArbeits-¬losigkeit .OffanbargehörtauchdasZwangsschlichtungsverfahrenfürdie
BauarbeiterzumArbeitebschaffungsprogrammderRegierung.DieRegierunghatfestgestellt ,dass die BauarbeiterüberhöhteLöhnebeziehen .Obwohldie
BauarbeiterderRegierungbewiesenhaben,dassschonimVorjahrdasDurch-¬schnittseinkomomeneines BauarbeiterseinschliesslichderArbeitslosen¬unterstützungnichtmehr30Serreichthat .ImJahro1929gabosinder
HochkonjunkturinWien3000arbeitsgoseBauarbeiter,infolgederverschie-¬denenAbgabenteilungensonkdieZahlimJahre1930nichtmehrunter5000
undimJahre1931nichtmehrunter8000 .ImJahre1932ist sie infolgederletztenApgabenteilungnichtmehrunter12000gesunken.Die50Millionen,diederGemeindeWionheuerontzogenwurden,habensihdarinausgedrückt ,dassesbereits15. 000arbeitsloseBauarbeitergibt .UndwenndieGemeindezur Stillegung ihrer Bautätigkoit gezwungen werden würdo ,müssto manmit
einemMandeststandvon22 . 000Arbeitslosen undwennmandie amBauge¬
werbeinteressiertenBranchendazunimmt,mit30 . 000Arbeitslosenrechnen.DieMinderheithates vorgezogen,vonderhoutigenSitzungmitsehrfadenscheinigenArgumentenfernzubleiben.VielleichtkannmandaadasSprichwortanwenden:DenschuldigenMann,gehtdasGrausenan( Lebh.Zustim¬
mung) .AberdieAbrechnungwirddenSchuldigennichterspartbleiben(Lebh.Beifall ) .

Damitist dieDelatte überdenBerichtdesFimanzrefemrentengeschlos-¬sen .

DerResolutionsantragdervamFinantroferentenvorgeschlagenwurde,wird einstimmigangenommen .
EbensofolgondervomAbg .Nachtnebelgestellter Antrag :
„DiesoobenangenommemResolutionist derB,völkerungWiensdurchPlakatebekanntzugeben"(Lebh.Beifall).Schluss der Sitzung 19 Uhr10 .

Bogenabfertigung 20Uhr .515 - . .


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

